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Stenographischer Bericht 
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über die an Mittwoch, den 29. August 1934 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Vollversanmlung des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: \leine Dame und rn Herren! Ich eröffne hier- 


mit die heutige Sitzung (10 Uhr 
Die Regierunsskommission ist vertreten durch: 


Herrm Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskonaissar. 


Von den Witeliedern fehlen entschuldigt die Jerren: 


Levacher (DE) Saarlouis; Schnoll (DF)-Saarbrücken; 
Schinhofen (DF)-Merzieg. 


Die 
Taezeesordönung 
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liegt Ihnen vor. Sie unfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) Erefnzung des Artikels 15 der Verordnung vom 
20. llovembe | 
gänzun der Verordnung vom 20.\Mlai 1933 (Amts- 
latt 1933, No. 21) zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe und Sicherheit; 


2) Verbot von Einrichtungen des freiwilligen 
Arbeitsdienstes sowie Meldepflicht für An- 
gehörige verschiedener Organisationen. 


Die Fraktionen sind sich darin einig geworden, die bei- 
den Vorlagen ohne Komnissionsberatung heute zu verabschieden, 
er Altestenrat hat beschlossen, daß jeder Fraktion eine halbe 
 »©tunde Nedezeit gewährt wird. 


Ich erteile dem Sprecher der Deutschen Front das Tlort. 





r 1933 betreffend Abänderung und Er- 
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\bg. Dr. Schweig (DF): Deutsche Volksgenossen! Die wohlwollende Sorge | 
um unsere Ruhe und Sicherheit hat uns seitens der Regierungs- 
kommission wieder einmal zwei vor jagen zur Begutachtung be- 
schert. "ir haben schon so oft auf das Unnötige dieser Be- 
sorgnis hingewiesen, auf die ausreichenden gesetzlichen und 
politischen Nachtnittel der Hegierungskommission, besonders 
aber auf die beispiellose Disziplin der Bevölkerung, die uns | 
ein besserer Garant für freic und gehsine Abstimmung ist als 
irgend eine Besatzungstruppe. Wir können mit Beweisen dafür 
dienen aus Oberschlesien oder Zupen-Walnedy! Nein, wir ha- 
ben den Eindruck, die Regierungskonmission wolle mit den in- 
mer wiederholten und variierten Behauptungen von Gefahren 
für Ruhe und Sicherheit methodisch eine Beurteilung durch 
das Ausland herbeiführen, die ihrem unverständlichen unä 
überall abgewriesenen Plan auf Heranziehung ausländischer 
Polizei ge ügie wird. | | 

Tenn die Regierungskommission glaubt, sie habe den 
in der ersten Vorlage, "reänzung des Artikels 15 pp. vor- | 
geschlagenen Zusatz zum »chutze von Staatsoberhäuptern nötig, 
so wollen wir nichts dagegen haben. Der Zusatz trifft uns 
nicht und sollte unserer Meinung nach stillschweigend Ge- 
setz Scin. 

Unter llinweis Bus unsere früheren Erklärungen zur 
FaUSTORunE von =0 Mei 1983 stimmt die Deutsche Front zu. 

. leh bin persönlich der Meinung, daß die Regierungs- 
kommission in andern Fällen nicht so zimperlich um einen 
Rechtstitel besorgt war. Bei der zweiten Vorlage dagegen 
muß ich schon sagen, bleiben nur zwei Möglichkeiten. ___ 

tweder ist die Regierungskommission tatsächlich 
von einer Ar chose erfaßt, die uns bisher mancherorts 
klug gespielt vöorkan. Oder sie ist blind in der Verfolgung 
jeder Verbindung, die uns gewaltsam Abgetrennten und binnen 
rzem wieder Zurückgekehrten mit unserem Mutterreich und 
Vaterland nach ag bang und menschlichem Recht zustcht. | 

Mic ist der wirkliche Sachverhalt ? Die katastropha- 
le Lage des Arbeitsmarktes, d.h.die erschreckende Zunahme | 
der Arbeitslosen, besonders unter der Jugend, die eine_ge- 
regelte Arbeit überhaupt nicht kennengelernt hat, zwnal der 
größte Arbeitgeber, die Grubenverwaltung, kaum nennenswerte 
junge Leute einstellt, haben seit über zwei Jahren die Kom- 
munen und Öffentlichen Körperschaften bewogen, auch bei 
uns den Gedanken an einen Er re Arbeitsdienst aufzu- 
greifen. Die geringen anAng®, die bei uns möglich geworden 
sind, scheiterten an den allzu engherzigen Bestimmungen der 
negierungskommission, die nen? sweise die Zusammenfassung 
in Arbeitslagern und damit wichtigste Voraussetzungen eines 
freiwilligen Arbeitsdienstes unmöglich machten. Wie so oft 
konnten wir auch in diesem Falle, für unsere Arbeitslosen 
die dankenswerte Hilfe des Reiches bezw. der Organisation 
eines BER EU. lagen Arbeitsdienstes im Reich in ram neh- 
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men. Der hohen Bedeutung dieses freiwilligen Arbeitsdien- 
stes, die darin liegt, daß Tausende von dem Elend der Ar- 
beitslosigkeit und von der Straße a, Fee wurden und zu 
Arbeit, Ordnung und Disziplin angehalten wurden, wird die 
Regierungskonmnission in keiner einzigen Ausführung gerecht. 
Ebenso wenig erwähnt sie die spürbaren Erfolge, die einmal 
bei den Betreuten selbst durch Gemeinschaftserziehung und 
innere ne bei der Arbeit eingetreten sind, die 
zum anderen dem Arbeitsmarkt im Saargebiet zugute kamen ‚die 
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Arbeitslosenziffer heruntergedrückt und zu einer Tr ME 
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Entlastung der Gemeinden und des Staates geführt haben. Eben- 
so wenig Scheint sie sich darüber klar zu sein, wie sie als 
Treuhänder helfend eingreifen sollte, wenn morgen etwa das 
Reich in 20 Sonderzügen in einem Schub uns die angegebenen 

6 000 Erwerbslosen in das Saargebiet zurückschicken würde. 
Sie scheint sich auch nicht darüber im Klaren zu sein,welche 
Beunruhigung und wirtschaftliche Störung sich aus den geplan- 
ten Maßnahmen einer Meldepflicht, die durchaus den Charakter 
einer schimpflichen Stellung unter Polizeiaufsicht trägt,er- 
geben würden, nur weil jemand sich freiwillig an Ärbei ‚Örd- 
nung und staatsbürgerliche Disziplin gewöhnen wollte. Wir ha- 
ben es unter dem Gesichtspunkt der Wenschlichkeit doch zu tun 
nit tausenden naeer Beusrhon, die auf der einen Seite vom 
Leben hart genug durch Arbeitslosigkeit bestraft sind, die 
zweitens bestraft sind durch den Verlust ihrer Erwerbslosen- 
unterstützung, wenn sie zurückkehren, und die drittens be- 
straft werden sollen,durch eine beabsichtigte Diffamierung, 
in dem man ihnen polizeiliche Aufsicht androht, die sich auf 
die Dauer zwar doch nur als eine Auszeichnung auswirken würde. 
Glaubt die Hegierungskommission wirklich, daß die gewisser- 
maßen die Freizügickeit und berechtigte Suche nach Arbeit 
durch eine solche Verordnung unterdrücken kann ? Wir sind 
vielmehr eur Feinaug, daß sie sowohl bei der Arbeitsbeschaf- 
fung, als auch bei der Einrichtung eines eigenen FAD., wie 
letztlich auch in der Unterstützungsfrage versagt, daß die 
jungen Menschen weiterhin im FAD. verbleiben werden bezuw.auf 
er anderen Seite sich nicht abhalten lassen werden, die Ar- 
beit dort zu suchen, wo sie sie finden! 


( Bravo - Rufe ) 


Fu Mit der u a 4 ereifert sich die Kegierungskon- 
mission über militärische Formen, soldatischen Geist und 
Wehrsport. Für jeden Kenner der Verhältnisse und Besucher 

eutschlands wie der KEDLEREODRE, ist es klar, daß es sich 
hierbei nicht um wirklichen militärischen Waffendienst han- 
delt, sondern um die Heranziehung und Förderung von Tugenden, 
die ın diesem Gemeinschaftsleben im Verein mit der tätigen 
Arbeit gepflegt werden. 

Man ist versucht, das Witzwort zu gebrauchen: 
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"iie sich der kleine Moritz den Kampf un ‘das Saargebiet 
vorstellt." 


(Zuruf-des Abg. Kiefer (DF): Sehr gut!) 


Daß dieser Kaupf von unserer Seite nur ein geistiger Kampf 
ist, davon dürfte sich eine gewissenhafte Treuhänderregierung # 
durch unsere Art ihn zu führen, wie durch das Studium der 
naßgeblichen literatur inzwischen überzeugt haben. 

ch verweise nur auf _das gewiß unverdächtige Buch von Gra- 
bowsky u.Sente "Grundlagen des Saarkampfes'. In diesen Zusan- 
menhang berührt es uns sehr merkwürdig, daß mit der Begrün- 
Fang zur Anlage 15 die Regierungskommission sich als Wächter 
in der 50 Kilometerzone präsentiert. 1 


id Ai 
nenn 


12E.H2 


(Zuruf des Abg. Detjen (KP) ) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Detjen, ich rufe Sie zur Ordnung! 
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Abg. Dr. Schweig (DF) fortfahrend: Einmal fehlt ihr jegliches «echt 


azu, auf der anderen Seite sagt auch hier inhaltlich die 
angezogene Anlage gerade das Gegenteil von dem, was die Ne- 
gierungskommission herauszulesen sich bemüht :nämlich, daß 
man auf jede Weise im Reich bemüht war, auch ne Pr:ngeten 
Stein eines Anstoßes bei Errichtung dieser Arbei 
dem Weg zu räumen. Kat, 

Es gibt auch nur eine 50 Kilometerzone für militä- 
rische Einrichtungen. Der Arbeitsdienst hat, wie schon da- 
rauf hingewiesen, mit militärischen Angelegenheiten nicht 
das geringste zu tun. Wäre die Auffassung der Regierungs- 
kommission DronriR, so dürfte an sich in der militärischen 
Zone keinerlei Arbeit geleistet und keine erzieherische 
Aufgabe erfüllt werden. 


(Zurufe der Deutschen Front: Sehr gut!) 


Übeig bleibt danach im Volksempfinden nur der bittere Bei- 
eschmack einer ungeschninkten Denunziation. Es muß über- 
aupt befremden, daß angesichts einer volkserzieherischen 
Arbeit größten kumaßes, an welchem im Reiche auch Auslän- 
der teilnehmen, und die sich für das Saargebiet auf die Be- 
treuung von angegebenen 16 000 Arbeitslosen erstreckt ,daß 
dann die Regierungskonmission ganze 17 Anlagen zu Beschwer- 
depunkten gefunden hat, aus denen sie Folgerungen zieht, die 
dazu in keinem Verhältnis stehen, zudem die beigefügten 


14 Anlagen der aufgelösten Stelle einer früheren Partei zu- ° 


zuschreiben sind und ein Jahr ee Ze während man die 
eutsche Front heute zu treffen versucht, die dafür keiner- 
lei Verantwortung trifft. Unverständlich bleibt weiter,wie 


dann aus der Tatsache, daß unter angegebenen 16000 ein "Ster- 


befall zu verzeichnen ist, eine generelle gesundheitliche 
eegardun abgeleitet werden soll. Ich selbst habe mich in 
vielen Fällen durch den Augenschein von den sanitären Naß- 
nahmen und dem ausgezeichneten Gesundheitszustand der Ar- 
en tnilligen überzeugen können. Es müßte der Hegie- 
rungskommission bekannt sein, daß darüber hinaus die Ar- 
beitsdienstwilligen versichert sind, und, selbst davon ab- 
Eeeeten, in jedem anderen Schadensfalle alle Rechtsmöglich- 
X 


eiten vorhanden sind, die auch sonst zum Schutze der arbei-° 


tenden Marne dienen. 

Wir stellen weiter fest, daß z.B. auch im engli- 
schen Arbeitsdienst sich Saarländer befinden. Es interess 
siert uns zu erfahren, ob die Verordnung auch für andere 
Länder zutrifft. 

‚ „Auf die verschiedenen Anfragen der entsprechenden 
Kommission des Landesrates hat die Regierungskommission 
Antworten erteilt. Wan merkt deutlich die Verlegenheit der 
Regierungskonnission bei der Erteilung dieser Antworten, 
wenn sie zum Beispiel zu 3 b erwähnt, daß die Entlastung 
des Arbeitsmarktes weit geringer gewesen sei, als die In- 
anspruchnahme von Arbeitsstellen durch die Arbeiter aus dem 

ich. Zu dieser Antwort ist daran zu erinnern, daß die Re- 
ea Sina. SyB: natisch alles getan hat, um Arbeit- 
nehmern aus_dem Reich die Arbeit im Saärgebiet unmöglich 
zu machen. Die Antwort der EU EIDET ERBE BAR gilt wie 
ein Hohn, wenn man sich vergegenwärtigt, daß tausende von 


Saargängern, deren Väter schon im Saargebiet gearbeitet ha- 
ben und die zum Arbeitsstamn des Saargebietes gehören,von 
der Grubenrewaltung auf die Straße geworfen wurden. Wir 
haben bis jetzt nicht erfahren können, wie groß die Zahl 
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der Arbeitnehmer aus dem Reichsgebiet ist, die seit Bestehen 
des freiwilligen Arbeitsdienstes im Saargebiet eingestellt 
wurden. Wir betonen ausdrücklich, daß wir Imigranten, die 
saarländischen Arbeitnehmern des Platz wegnehmen, nıcht zu 
diesen Arbeitnehmern rechnen. | Zu 
Wir hatten ferner die Regierungskommission gefragt | 
ob es ihr bekannt sei, daß infolge der Entsendung _ von Arbeits- 
Senatwilligen ins Reich in ihrem Haushalt große Ersparnisse 
emacht worden seien und daß auch die Gemeinden eine große E 
inanzielle Entlastung erfahren haben. ı 
Zu dieser Frage 3_d lautete: Wie hoch berechnet die 
Pranger eplon die durch ihre neue Vorlage eintretende 
Belastung ihres Haushaltes der Gemeinden ? 


Die Zesierun 2 es kou uissi an plehnt eine Sean twortung 
eser Kragen Zurzeit ab! 


Wir bitten die Regierungskomnission, zu erklären, 
aus welchen Gründen die Beantwortung 2.4t.abgelehnt wird. 
Welche Zeit erscheint ihr zur Beantwortung angemessen ? 

welcher Weise dient die Regierungskommission ihrer Auf- 
> Treuhänder der Saar-Regierung zu sein, durch diese Art 
er Beantwortung ? | | 

Aber keine Antwort ist auch eine Antwort! Die Ant- 
wort müßte lauten: | 

| Wir sind uns zwar darüber klar, daß dem Saargebiet s 
durch unsere Maßnahmen ein Schaden entsteht. Unsere politi- " 
schen Absichten stellen wir aber höher als das Wohl der Saar- 
bevölkerung. 
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(Zurufe der Deutschen Front: Sehr richtig!) 


Auf unsere Frage 4 hat die ch a ee geantwortet, 
daß ihr die tatsächlichen Verhältnisse hinreichend bekannt “ 
seien. Sie habe aus einer Denkschrift Wert und Aufgabe des + 
Innendienstes mit Berücksichtigung der re des u 4 
Truppführers vom Dienst, die sich in den Akten der Landes- 1 
leitung der Deutschen Front befanden, ersehen, daß 4 
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a) dem Arbeitsdienst militärische Fom gegeben sei, 

b) soldatischer Geist die Grundform der Erziehung sei, 

c) Förderung von liehrkraft und Wehrsport zum Schutze 
von Ehre und Arbeit eine Hauptaufgabe des Arbeits- ° 
dienstes sei. 


Dazu wird unserererseits bemerkt, die Denkschrift, auf die 5 
die Kegierungskonmission ihre u na zu Stützen versucht, 
hat keinen amtlichen Charakter. 
rung der Keichsregierung, die in direktem Gegensatz_steht s 
zu den unter Ziffer 4 angegebenen Begründungen der Regierungs- 
konmission. Den Arbeitsdienst lernt man nicht kennen aus "s 
einer Denkschrift, genau so wenig wie man die Regierungskom- fl 
mission kennen lernen kann aus einem Saarstatut. Der Arbeits- 
dienst war zurzeit der Abfassung der von der Regierungskom- 
mission angezogenen Denkschrift noch in der Entwickl be- 
riffen. Wenn man rt nach Denkschriften beur- 
eilen wollte, wie würde dann das Urteil über die Saarregie- 1 
rung lauten ?7?- Hier entscheidet nur die Praxis. : Vi 
' Unter_5 hatten wir folgende Frage gestellt: Wie » A 


eßgebend ist nur die Erklä- 
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denkt sich die Regierungskomnission eine unmittelbare Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit des HOATREDLOLES durch die En 
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Heranziehung von jungen Saarländern zum freiwilligen Arbeits- ” 
dienst infolge der latsache, daß die meisten Arbeitsdienst- 
a rahigen sich hunderte von Kilometern vom Saargebiet ent- i 
ernt in vielen Lagern zerstreut aufhalten und dort_zur Ar- 
beit und Ordnung angehalten werden. Darauf hat die Regie- | 
rungskonmission geantwortet: | i 
"Die der Veroränungsbegründung beigegebenen Anlagen 

genligen vollauf zur Rechtfertigung der Befürchtungen der . ıl 

gierungskommission." N BR ‘M 

Me Negierungskomission macht sich hier ihre Auf- MW 
gabe sehr leicht. Wenn Emigranten und Ausländer hier in i 
Bra Mer en aufmarschieren und rufen “Hoch die lieltrevo- ' 
ution’, "Nieder nit Hitler", oder sogar "Nieder mit der | 
Regierungskommission"', so ist das scheinbar keine Gefähr- ı 
gan der öffentlichen Ruhe und Sicherheit! Wenn aber junge 
Leute hunderte von Kilometern vom Saargebiet entfernt im 
Arbeitslager zur Arbeit und Ordnung ehalten werden, so | 
ist nach der ei ne A Regierungskommission eine Gefähr- - 
dung der öffentlichen Sicherheit des Saargebietes. 

e Verordnungsbegründung der Regierungskommission 
erscheint bei ernstlicher Früfung als ein zu durchsichtiger 
Versuch, die Heranziehung frender Polizei zu begründen. Eine 
derartige Beantwortung von Fragen können wir nur noch als 
Verhöhnung des Landesrates und damit des Saarvolkes,das gen 
Landesrat gewählt hat, auffassen. IR | | 
Zu unserer Frage 6,Äbs.2, die lautet: "Sind die | 
unter 9 und 14 MEI en Anlagen so eingehend nachgeprüft i 
worden, daß auf Grund derselben die Behauptung gerechtfer- 
tigt ist, daß den Lagerinsassen sowohl in gesundheitlicher. j 
wie auch kultureller Hinsicht Gefahren drohen ?" anzwortet | 
die Regierungskommission mit einem kurzen "Ja!“ Wir möchten 
wirklich einnal feststellen, welche Möglichkeit die Regie- 
rungskonnission zur Nachprüfung hat oder hatte. Ist es zu 
einer Nachprüfung nicht erforderlich, auch die Gegenseite 
zu hören ? 

Ir Wir hätten es deshalb im Interesse des Ansehens der 
Regierungskonnission und des durch die Kegierungskommission 
vertretenen Völkerbundes lieber gesehen, wenn die Negierungs- 
kommission mit einen wahrheitsgemäßen "Nein" geantwortet 
hätte. Wir müssen feststellen, daß aufgrund eines nicht ge- 
prüften, einseitigen, ganz EIER Materials, die weit- 
gehende Behauptung aufgestellt wird, die jungen Saarländer 
im Arbeitsdienst seien in gesundheitlicher und kultureller 
Weise Benni t. Das ist eine unerhörte Beleidigung des 
deutschen Arbeitsdienstes und der darin beschäftigten Vor- 

esetzten, aber auch dann eine Beleidigung der deutschen 
gierung, die wir hiemit gr Bühren zurückweisen. _ 
Zu der Anlage 13, die die erungskommission zur 
Stützung ihrer Beweisführung beigefügt hat, haben wir zu er- 
klären, daß die Anlage doch genau das Gegenteil besagt. Mit 
dem Schreiben sollte erreicht werden, daß den im Arbeits- 
lager beschäftigten Personen Be Dbe Hilfe gewährt würde. 
ie in diesem nicht zur Veröffentlichung bestimmten Schrei- 
ben gewählte Form verurteilen wir. Das Br aber der Regie- 
 rungskommission kein Hecht, aus dieser Entgleisung einer 
untergeordneten Stelle den weitgehenden Schluß zu ziehen, 
daß eine kulturelle zung gegeben ist. 
Wer auf so hoher liarte zu Stehen vorgibt wie die Kegierungs- 
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komnission, sollte sich hüten, auf eine solch niedrige Stufe 
herabzusteigen, auf der sich sonst nur die Ersatzfranzosen 
des Saargebietes zu bewegen pflegen, die jedoch für eine 


Vertretung 


7V 









- 185 - 44 
Vertretung des Völkerbundes ungewöhnlich ist! 
(Zurufe aus der Deutschen Front: Sehr gut!) 


Mit der Antwort auf unsere Frage 7 gibt die fegierungskomnis- ° 
sion zu, daß ihr über die Arbeitsläger noch wenig bekamnt ist. 
Sie bezieht scheinbar ihre Infomationen nur aus der deutsch= 
feindlichen Presse. Pur | 
Wir können daher die Regierungskonmission nur auffor-° 
dern, zu versuchen, in das Wesen des Arbeitslagers eimal ein-” 
ee Nach a ee bei dem Sonderbeauftragten des Mi 
Reichskanzlers für das Saargebiet, ist das Reich sofort bereit, 
eine Besichtigung aller läger durch die Regierungskommission 
oder einer von der Ba ha) en bestimmten Abordnung 
vornehmen zu lassen. Wir hoffen, daß die Regierungkommission 
von diesem Angebot Gebrauch machen wird. ERARN | 
Ebenso unbefriedigt ist die Antwort, die die Hegie- 
runeskoamission zu unserer Frage 8 erteilt, sie lautet: 
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"Beweise für unmittelbare Dei eig; zur Geheimen 
Staatspolizei sind nicht aus der Abholung von Brie- 
fen, sondern aus dem durch die Geheime Staatspolizei= 
stelle Trier selbst Sreageenen Briefwechsel in zahl- 
reichen Fällen erkracht." 
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Wir stellen range senüber ausdrücklich fest, daß aus den Unter- ° 
Lagen, Se die Regierungskonmission dem Landesrat zugeleitet 
hat, eine unmittelbare Verbindung nicht hervorgeht. __ 

| ‚Die Abwicklungsstelle der AP., die angeblich mit 
diesen Dingen belastet wird, geht die Deutsche Front nichts an. 
Ver mit Material’ arbeiten will, muß darauf sehen, daß das 
"Material" nicht verschimmelt ist, und nicht schon einen grau- ° 
en Bart besitzt. Wir machen die Regierungskommission ausdrück- ° 
lich darauf aufmerksam, daß durch eine Meldepflicht das Gegen- 
teil von dem erreicht werden wird, was die Regierungskommis- 
sion angeblich beabsichtigt. 

Die Deutsche Front mahnt ständig, sie ruft ständig 

zur Disziplin auf, die auch geübt wird. Beweis dafür ist der 

roße Saar-Aufmarsch in Koblenz, der ungestört verlaufen ist. 
ber wenn der Deutschen Front bei der Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung immer Schwierigkeiten gemacht werden, kann 
sie auf die Dauer nicht für die Fehler der Regierungskomni s- 
sion verantwortlich gemacht werden. Wir haben leider die Ge- 
wißheit, daß einige Stellen im Saargebiet - ich sage nicht 
Stellen der a ee re - an etwaigen Unruhen cin 
außerordentlich großes Interesse haben. Die Vorlage begünstigt 
das Entstehen von Unruhen und deshalb bekämpfen wir die Vorlage‘ 


bis aufs äußerste. Zusammenfassend erklären wir: 


"Mir lehnen die Vorlage ab: 

1) weil sie eine finanzielle Belastung für den Haushalt 
des Saargebietes und der saarländischen Gemcinde be- 
deutet; 

2) weil sie die Lage auf dem Arbeitmarkt verschlechtert; 


3) weil sie geeignet ist, Unruheherde zu schaffen; 


— a ce u . Las m at 2. 
a 


4) weil sie, aufs Ganze gesehen, allen Interessen der Be- | 
völkerung zuwiderläuft und nur geeignet ist, das Gegen-} 
teil von dem zu bewirken, was nach Ingabon Ger Negic- 
rungskonmission beabsichtigt sein soll. 
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Mir wissen heutc schon, daß die dcutsche Jugend dcs Daargcbie 


tes auch ohnc Terbung und Weldcstellen im Saargebist auc künf 
tig den Teg zum deutschen Arbeitsdienst finden,wirt. 
Es kam uns jedoch darauf an, vor der Öffentlichkeit 
an Ion 2 ah 
don Geist und die Unzulänglichkeit zu kennzeichnen, aus Conen 


heraus solche Verbotsvcrordnungen von der Regierungskommission 


gemacht werden. Üs erscheint aussichtslos nach unseren 86- 
machten £rfahrungen, durch weiteres Eingehen auf die Wawcric 
etwa disson iangel In der Gesctzgebung der Regierungskomunis- 
sion beseitigen zu wollen. 

fber die Verantwortlichkeit muß von der Bevölkerung 
Acm Völkerbund und der lieltöffentlichkeit von dieser Stelle 
aus festgelegt werden: ER, 

Disc Verantwortung steht bei der Regierungskomn1ssion 
und wird von der gewählten Vertretung der Deutschen Front,die 
dic gesantc deutsche Bevölkerung dcs Saargebietes vertritt, 
ausdrücklich abgelchnt. 


(Bravo + Rufe ) 
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Vorsitzender: Das liort hat der llerr Abgeordnete Hey! 


Abg. Hey(KT): uleine Dane und neine lerren! Die Kegierungskomnission 
hat uns einen Entwurf vorgelegt, den wir aufs Schärfste zu-° 
rückweisen. Zur gleichen »tunde, in der unausgesetzt das 
deutsche Nadio und die gleichgeschaltete Presse im “eich 
ihren geistigen Unrat gegen das antifaschistische Volk aus- 

ädt, soll in Zukunft Buöch die vorgelegtc Verordnung der 
antifaschistischen Presse gegenüber Hitler der Mund ver- 
stopft werden. Tir Antifaschisten, deren Gesinnungsgcnossen # 
auf Befehl Hitlers erschlagen und in den Höllen der Kon- | 
zentrationslager zu Tode gefoltert werden, sollen dcn Wann, 
auf dessen Befchl alle dicsc unsagbaren Grausankcitcn ge- 
schehen, nicht achr als das bezeichnen dürfen, was er Ist. 
Einer von Blut des dcutschen Volkes befleckter Mörcer. 


- Glockc des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Abgcordneter Hcy, ich rufe Sic zur Ordnung! 


Abe. HeyEP) fortfahrend: Mit ihrer ee ee dahar dic 
egierungskonnission auch das einheitlichste, die Agitation ° 
er antifaschistischen Presse. Wir glauben nıcht, daß die 

Herren der Regierungskonnission so naiv sind, nicht Cie 
Meinung der Welt über das braune Hegime zu kennen. Eine 
Bande politischer Gangster - ich zitiere die englische 
Presse- beherrscht heute Deutschland. Kameradennörder 
schreibt die anerikanische Presse, so und ähnlich können 
sie es in zehntausenden von Zeitungen aller länder lesen, 
es gibt keinen ersichtlichen Grund der antifaschistischen 
Presse an der »aar einen “aulkorb umzulegen, wenn sie 
nichts weiter tut, als ihre selbstverständliche Pflicht 
einen Politiker nach seinen Taten zu beurteilen. Hitler 
cer die Politik des reaktionären Teils des Finanzkapitals 
mit terroristischen Witteln in Methoden durchführt, ihn | 
und seine lrabanten naß man auch für diese Politik verant- ' 
wortlich nachen können. Fast 8 Willionen haben am 19. August, 
selbst die nationalsozialistische agenzantralo des Propa- 
Ge ei na Fe Fan muß eingestehen, ihre Gegnerschaft zu 
itler zu bekunden. 
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(Bravo-Rufe der Linken ) 


Hitler hat bereits gegen diese Antifaschisten, die sich 
aus Komnunisten, sozialdenokratischen Arbeitern und werk- 
tätigen Katholiken zusammensetzen, eine neue umfassende | 
Aktion“ angekündiet, um die Abtrünnigen" wieder den Haken- 
ückzuführen. Es bedarf keiner großen lantasige sich 4 


IZE.Ha: 


kreuz zurüc 
suszumalen, daß das eine echt nationalsozialistische Über- 
zeugungsaktion scin wird. Die festgebliebenen SA.-und SS.- 
Gruppen werden berufen werden, den Neinsagern die richtige 
Gesinnune einzubläuen. Die Konzentrationslager werden sich 
weiter füllen, Emordete werden auf der Strecke bleiben. 


Der \ann aber, auf dessen Befehl dies geschieht, heißt 
Hitler. 


(Zuruf der Linken: Sehr richtig !) 


In Zukunft sollen wir, so will es die Regierungskommission, 
diese Taten und den für sie Verantwortlichen nicht mehr 


auf 
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Ay I 
auf unsere proletarische leise charakterisieren können. Das r 
ist gewollt oder ungewollt Hilfe für die "Deutsche Front‘. ' 
ır Kommunisten wer 


den mit ganzer Leidenschaftlichkeit üngegen j 
kämpfen, daß eine solche Verorünung durchgeführt wird. Mi 1 
und ohne Veroränung der Regierungskomnission wird die deutsche 
Arbeiterklasse und nit ihr das deutsche Volk auch weiterhin 

es sich nicht nehmen lassen, Hitler für das, was auf seinen ö 
Befehl geschieht, verantwortlich zu machen und ihn vor der 4 
ganzen Nelt für die in Deutschland verübten Verbrechen an 4 
antifaschistischen Gegnern zu geißeln. “ 


Niemals werd ır Kommunisten dieser Verordnung 
unsere rer geben _! 


„Zur Vorlage 2 betr. Verbot von Einrichtungen des 
Freiwilligen Arbeitsdienstes sowie Meldepflicht der Angehö- 
rigen verschiedener Organisationen, erklärt die Kommunistische 


Fraktion ihre Zustimm und beantragt folgende Ergänzungs- 
anträge anzunehnen: 


Der Landesrat möge beschließen: 


1)Die Regierungskonmission wird beauftragt, sofort die 
nötigen Schritte einzuleiten, un die saarländischen 
Arbeitsdienstler aus dem F.A.D. Deutschlands zu be- Ei 
freien und folgende Hilfsmaßnammen unverzüglich ein- \ 
zuleiten und durchzuführen. 
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a) Alle Unternehmer, insbesondere Röchling, Tolf, 1 
welche die Jugendlichen zum Arbeitsdienst abkon- i 
mandierten, werden verpflichtet, die Arbeitsdienst- " 
ler wieder einzustellen, ohne andere Jugendliche n 
wieder zu entlassen. Die Jugendlichen müssen nach 
den bestehenden Tarifen ausbezahlt werden. yo 

Bi. 

b) Da der größte Teil der Jugendlichen, welcher sich Mi BJ 
in den deutschen Arbeitslagern befindet, us irt- MG 
schaftlichen Ursachen in den F.A.D. eing muß die- Er 
ses Problem dadurch gehoben werden, daß den jungen 0 
Arbeitern bis zur iopbeLeupg in die Betriebe in Ri: a 
den Bezug der Erwerbslosenunterstützung einbezogen Ei 
werden. m< 

| mu 

c) Da die Jugendlichen keine Unterwische besitzen, | 
wenn sie zurückkehren, wird die Regierungskommis- N, 
sion beauftragt, jedem aus dem F.A,D, Zurückkeh- u m 
renden eine Wäschebeihilfe in der Höhe von 120.- a 

enken auszuzahlen. in | 

d) Die Regierungskonmission wird beauftragt, bei der We 
Heichsregierung sofort Schritte zu unternelmen da- WM 
mit den ‘ltern, der im F.A.D. gestorbenen Jung- u 
arbeiter eine laufende Rente bezw. Beihilfe von A 
300.-Franken monatlich ausgezahlt wird. ii | 

e). £ . 
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e) Da unter der gesamten Saarbevölkerung das Gerücht 
nicht verstumat daß in den deutschen F.A.D.-lagern 
noch mehr jugendliche Saarländer, auf Grund des 
Drills gestorben sind, fordert dıe Kommunistische 
Fraktion den aus der Bevölkerung entstehenden Unter- 
suchungsausschuß, zusamnengesetzt aus allen Schich- 
ten_der Da FELROTUNG, die Einsicht in das Aktemate- 
rial zu geben und den Ausschuß bei seiner weiteren 
Arbeit zu unterstützen und zu fördern. 


2) Die Stell der Kommunistischen Fraktion zum saarländi- 
schen Arbeitsdienst: 


Die Kommunistische Fraktion fordert: 


a) Die sofortige Aufhebung der Arbeitslager im 
Saargebiet, da sie zum Tummelfeld faschistischer 
Verseuchung der Jugend werden. 


b) Alle Arbeiten, welche durch Jugendliche in den 
noch bestehenden Arbeitsdienstlagern im Saarge- 
biet durchgeführt werden, wird der übliche Ta- 
riflohn gewährt. 


Es ist bekannt, daß wir Kommunisten gesnönptstich Gegner des 
Arbeitsdienstes in jeder Fom sind. Freiwi 2 00er unfrei- 
willig, das haben wir Kommunisten gesagt und die latsachen 
haben es bestätigt. Arbeitsdienst heißt Arbeitszwang und Ka- 
sernenhofdrill zu Hungerlöhnen. Der Arbeitsdienst iSt nichts 
weiter als eine für die Unternehmer organisierte Streik- _ 
Enge , in die man Arbeiter gegen ihren Willen hinein- 
zwängt, um die Löhne der noch beschäftigten Arbeiter und Ar- 
beiterinnen noch weiter herabdrücken zu können. Es ist von, 
A bis Z eingetroffen, was wir Kommunisten im Kan: gegen die 
Arbeitsdienstpflicht immer ausgesprochen haben, Die Arbeits- 
dienstpflicht hat und dafür liefern uns_ jetzt den schlüssi- 
gen Beweis die amtlichen Dokumente der Regierungskommission 
nicht zur Ertüchtigung der arbeitslosen Jungarbeiter, sondern 
zu ihrer moralischen in soweit sie die fa- 
schistischen Feldwebel in ihre Rlauen bekanen. Erschütternde 
Dokumente liegen vor uns,die schwerste Anklagen ge en die 
Beige und Wolf, gegen die gesamte Führerschaft der Deut- 
schen Front sind. Tausende Jungarbeiter habt Ihr Herren der 
eutschen Front in die unselige Sklaverei des Arbeitsdienstes 
mit Euren verlogenen Phrasen getrieben. Mir BLmbeR. daß das 
Euch gut gefallen hat, so billige Arbeitskräfte kann man nur 
noch bei den chinesischen Kulis finden. Für 20 Pfennig am Tag 
8 Stunden schwerster Arbeit, bei völlig ungenlügender erpfle- 
gung, das ist wirklich ein "braunes Paradies". Da begreift 
Deopr, warun die deutschen Kap 
jebe an ihrem Adolf hängen. Und, was habt Ihr getan mit die- 
sen jungen Menschen, die sich auf Eure Phrasen vertrauend für 
den Arbeitsdienst einfangen ließen? Ihr habt sie im Dreck und 
Hunger verkomnen lassen. Ihr (zu der Deutschen Front) seid 
doch sonst_so Pe, jetzt gebt Antwort auf die Anklage 
eines saarländischen Vaters, der seinen Sohn Eurer verbreche- 
rischen Profitsucht opfern mußte. Was sagt Ihr zu 
den ein unglücklicher Vater an Euch schrieb. Es heißt da in 
dem Briefe: Mein Sohn erkrankte plötzlich auf dem Mege zur 
Arbeitsstelle vorschriftsgemäß meldete er Sich bei dem Herrn 
Gruppenführer krank. Trotzdem mein Sohn schon nicht mehr 


ei 


italisten nit_so Schwärmerischer | 


diesem Brief, 
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allein gehen konnte, befahl dieser Herr den Weitemarsch zur 
Arbeitsstelle auf zwei Kollegen gestützt, nahmm man ihn aus 
der ılitte des ugeR und ließ ihn am Schluß des Zuges nit 
marschieren. Auch ging es jetzt nicht besser. Nun befahl der 
Truppführer den Weitermarsch an der u ha des Zuges, sodaß 
mein Sohn durch die Fußtritte seiner eraden vorwärts Sc-_ 
schoben wurde, Auf der Arbeitsstelle - genannt "wildes loor“ 
in KeuBlure- Sehleswig-Holstein, konnte mein Sohn nicht ar- 
beiten. Mit 40° Fieber ließ man ihn hier drei Tage licgen. 
Und was habt Ihr zu antworten, Ihr Herren von Ccr 
Deutschen Front? Dice Angaben des_Beschwerdeführers sinc auf 
Grund von Zcugenve rnchnungen im ‚eser bestritten worden. Und 
was er dann weiter sagt, übersteigt alles an Brutalität und 
Gemcinheit, was cines \lenschen Hirn sich ausdenken kann. ‘Der 
Sohn des Beschwerdceführers ist am 22.Juli 1934 beerdigt wor- 
den. Das ist die Sprache von Zymikemn und Schurken, denen cin 
Menschenleben überhaupt nichts mehr gilt. Es zcigt, wic hoch 
hr das Leben cincs Jungarbeiters einschätzt. Bin Stück Vich, 
das ist Zuch wertvoll, man kam cs verkaufen-, aber cin Jung- 
rolet, was spiclt scin Leben für cinc Rolle für Euch, us 
gibt sovicl davon. | 
Solche Dokumente gibt es hunderte, doch für Euch 
war der freiwillige Arbcitsdienst noch mehr. Für Euch war der 
FAD. gleichzeitig die am besten getarnte Filiale der Gestapo 
an der Saar. Hier hilft kein leugnen, daß Sie, wic gewöhn- 
lichc ve er un dan Gegner ihrer Gesinnung mit Hilf. 
des freiwilligen Arbeitsdienstes den braunen lHlenkern in ale 
Arme spielten. In der Anlage 13a des Entwurfs der Hegierungs- 
kommission, die in zweifacher Beziehung für die saarländi- 
schen Terktätigen schr interessant ist, wird ein wenig der 
Schleier über Euren Treiben gelüftet. | 
In einem Brief, den Ihre Dienststelle hier an der 
Saar an das Arbeitsdienstlager Kretschanberg bei _Bunzlau 
heißt es u.a.:" Wie Sie aus beiliegenden Protokoll erschen, 
befindet sich in Ihren Arbeitsdienstlager ein’ - und wir 
sind sogar in der Lage, Ihnen den Namen zu nennen, nänlich 
der Jungarbeiter liagner-Dudweiler,Schlachthofstraße,der sich 
in seinem Briefe in sehr abfälliger Fom über das Dritte 
Reich‘ und unseren Führer äußert. Er fordert seine Verwanö- 
ten auf,ihm staatsfeindliche Zeitungen zu schicken und will 
nun unter dem Vorwand seine Mutter liege im Sterben,in's 
Saargebiet wieder zurück. gier Hird also durch Sie selbst 
bestätigt, daß Schnüffler der "Deutschen Front',üble Figuren, 
das Privatleben saarländischer Arbeitsdienstler überwachen, 
um sie den braunen Schergen ans Messer liefern zu können. 
Ich ersparce nir jede weitere Bemerkung zu einem solchen 
Verhalten, das sıch in den Augen aller anständig denkenden 
Beaben, von selbst als schmachvoll und schändlich charak- 
erisiert. | 


(Zuruf des Abe. Dr. sgreig(äP): Wenn _es Zweck hätte, 
würde ich Ihnen den Gegenbericht vorlegen! 


(Zuruf des Abg. L’hoste (KP): Schwind:lbericht! ) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter L'hoste, ich rufe Sie zur Ordnung! 
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Zuruf des Abe. L'hoste(KP): Herr Präsident, ich bitte 
as (m? als Deutsche ei Es Täend) zur Okabane zu 
rufen! | 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich rufe Sie zun zweiten Mal zur Ordnung. 


Abg. Hey (KP)fortfahrend: Doch dieser Spitzelbrief enthält 
noch ein anderes, nicht weniger bezeichnendes Eingeständ- 
nis. 

"Da wir schon genügend Hetzer hier im Saargebiet, 
haben," so heißt es en Basen Spitzeldokument Be dia 








uns in unseren Abstimmungsvorbereitungen sehr viel Schwie- | 


rigkeiten machen, so wollen sie sich eimmal dieses 
Dieper veiwil Ligen annehmen und entsprechende Maßndınen 
einleiten, damit diesem Schädling das Handwerk gelcgt 


wird." | 4 
Wir danken Ihnen für dieses ungewollte Eingeständ- | 
nis über die Stärke der antifaschistischen Dewegung an | 
der Saar, das sich al lerdinen im Munde von leuten, dic 
landauf, landab mit ihren 93 % hausieren gehen, merk- 
würdig genug ausnimmt. Aber wir ersparen Ihnen hier die 
Antwort nicht darauf, wohin hat dieser niederträchtige 
‚ der diesen Brief verfaßte, den Jungarbeiter liagner 

ebracht. Seit 8 \iochen wissen die Eltern des Jungarbei- 

ers Nagner trotz unaufhörlicher lelegramme ‚nicht, was 
aus ihrem Sohn geworden ist. Was habt Ihr mit ihm getan? 
Heraus mit der Sprache. Ihr Herren, habt Ihr ihn schon 
emordet oder laßt Ihr ihn in einem u 
zu Tode foltern? Antwortet, Ihr seid die Schuldigen! Ar 
Euch werden wir uns halten! Wir sind hier noch nicht in 
Dritten Reich. Im Reich könnt Ihr eine solche Frage un- 
terdrücken, aber wir können noch reden und wir werden 
nicht aufhiren zu fragen, wo ist Wagner. Heraus mit ihm 
aus Euren Henkerreich ! Allen Jungarbeitern an der Saar 
werden diese uNeigabELchen TOEEnge eine Warnung sein, 
nicht ihr junges Leben herzugeben für dunkle Pläne. Nicht 
länger dürfen sich_ die a geiahis und seelisch 
zu Grunde richten lassen. Nicht länger dürfen sie es dul- 
den, von Euch zu Arbeits-und Schlachtvieh eines kommen- 
Ben Srieces erniedrigt zu werden. Äber auch an alle werk- 
tätigen &ltern, vor _ allem an die Mütter, richten wir un- 
seren Appell. Habt Ihr dazu Eure Söhne geboren, um sie 
von einer Bande entsittlichter und verantwortungsloser 
sogenannter Jugenderzieher körperlich zerbrechen und ins 
Grab bringen zu lassen? 


= Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Hey, ich rufe Sie zum zweiten 
e zur Ordnung. 


Abe. Hey(KP) fortfahrend. Habt ihr sie geboren, danit sie_ für 
v Eule m Tag für die Reichen billige Arbeit leisten 
en, si 


und mithe ch die eigenen Massengräber des kommen- 


den Krieges zu graben. Glaubt kein "ort mehr diesen Heuch- 

lern von der Deutschen Front! Ihr werdet die Lehren nit 

dem Blut eurer eigenen Kinder bezahlen nüssen. Ist aan 
| zuvie 
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zuviel geneet ? Nun zum Schluß noch ein Dokunent, das Euch 


e_von Eurer heychlerjsohen Fratze reißt. 
ia In einem Brief der endesführung der Nationalsozia- 
listischen Partei, Abtl. Freiwilliger Arbeitsdienst, an den 
Major a.D. Neue, Berlin, Charlottenstraße, in den die Geist- 
lichen offen verhöhnt werden. 

‘Sollte es in den evangelischen Gegenden an katho- 
lischen Geistlichen fehlen, so wäre vielleicht vorzuschla- 
gen, daß ein Pater oder ein sonstiger Heiliger als !lander- 
geistlicher auftritt, damit _die jungen leute auch bestimnt 

le in den Himmel kommen. Besser hätten auch wir Komnunisten 
den katholischen Nerktätigen nicht sagen können, was Ihr in 
Wirklichkeit von ihrer "Religionsfreiheit" halten. Herr _ 
Pfarrer Wilheln, heute haben Sie Gelegenheit, als Verteidi- 
ger Ihrer Religion hier aufzutreten und die braune Kultur- 
Schande, den braunen Zynismus zu geißeln, Heute haben Sie 

Gelegenheit, sich einzusetzen gegen die Verfolgungen der 
katholischen Werktätigen und der Priester in Hitlerdeutsch- 
land_ und die ganze Verlogenheit Ihrer Gesinnungsfreunde von _ | 
der Deutschen Front uluaselgen. Nehmen Sie sich ein Beispiel | 
an dem jungen tapferen Geistlichen, der in Sulzbach offen 
und mutig auftrat und die werktätigen Katholiken an der Saar 
aufrief, gemeinsam mit uns Kommunisten und Sozialisten in “ 
der Antifaschistischen Front den Kampf gegen den gemeinsamen 
Feind Hitlers zu führen. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten) | 


die Mas 


Ist es ein Wunder, daß sich angesichts solcher Tatsachen in 
steigendem Maße das Vertrauen der Werktätigen Bevölkerung 
an der Saar der Antifaschistischen Front und ihrem Kanpf für | 
den SR des Status quo zuwendet ? Die "ahrheit setzt Sich | 
durch! Trotz der riesigen Überlegenheit der Geldnittel, die 
der Deutschen Front aus den Fonds des deutschen Reichspropa- 
gandaministers Goebbels zur Verfügung stehen. Es fomiert 
sich immer unaufhaltsaner die breite Front derer, die über 
alle Schranken der Partci_ und Konfesgion hinwoe sich mit uns I 
zum Kampf Ben den Anschluß an das Dritte Neich vereinigen. 
Sulzbac as ist ihnen in die Knochen gefahren, den Herren 
von der Deutschen Front! Hunderttausend werktätige Saarländer | 
marschieren auf. Hunderttausend! Und sie haben ein feierliches 7 
Gelöbnis anregt, alle ihre Kräfte gemeinsam einzusetzen,da- | 
mit uns an der Saar die gyneen des Dritten Reiches erspart 
bleiben. "ir sind in der Offensive und glauben sie es, keine 
Provokation der Deutschen Front wird imstande sein, sich der 
antifaschistischen Lawine in den Weg zu stellen. Ihr(zu der 
eutschen Front) habt den 13. Januar gewünscht - lang ist es 
her- nun sollt Ihr ihn haben, einen 1l3.Januar, an den Zuch 
Hören und Sehen vergeht. Wir haben Euren Terror satt. Die 
Saarländer werden sich nie der braunen Kutte beugen. Ihr 
schreit sinnlos vor Nut und Angst: " Separatisten,Marxisten 
und desverräter‘ sind für den Status quo. Euer ie fhr 
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wird Buch nichts helfen. Die werktätigen Massen, die Ihr _ 
für Stimmvieh haltet, sehen sehr gut, was im "Dritten Keich‘ 
los ist. Sie sehen, daß man,wie in Kriegss und Inflations- 

zeiten Kartoffeln und Nargarine bekommt. Sie sehen, daß sie } 
anstelle anständiger Stoffe mit Ersatzmuitteln_abgespeist wer- 
den. Die Saarländer wissen sehr gut, daß der Export gleich | 
null, daß die Golddeckung für die Mark futsch iSt und die 

Inflation vor der Türe steht. Denkt Ihr, es sei den Kunpels 
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im Schacht unbekannt, daß allein im Ruhrgebiet auf den Halden 
unabsetzbar 10 Millionen Tonnen Kohlen liegen, das ist eine 
Jahresproduktion an der Saar. Und da sollen die Kumpels noch 
auf den Schwindel der "Deutschen Front" hereinfallen,nach der 
makglisderung gäbe es sogar mehr Arbeit für sie. Ihr glaubt, 
ie 
nen, daß, Ihr Gerüchte verbreitet, daß, wenn der Status quo 
siegt, sie kein Recht mehr auf ihre Henten hätten. Umgekehrt 
wird ein Schuh daraus. Wenn der Status quo siegt, dann wird 
der Versicherungsträger auf Grund internationaler Verpflich- 
tungen BR ers säge edem Fensionär und Rentner 007 Daar 
seine ungekürzte inte zahlen müssen, während im Heich auf 
ihn der bereits durchgeführte 30 bis 40 % ige lientenraub war- 
tet. Das ist die Wahrheit! Ab und zu verrät auch die natio- 
nalsozialistische Presse, wohin der Weg geht, Kumpels in den 
Schächten, lest, was die schwerindustrielle Bergwerkszeitung 
in Essen an der Ruhr zur Frage der Knappschaftsversicherung. 
u,a.schreibt: ‘Wer gibt den Bergarbeitern im nationalsoziali- 
stischen Staat der Volksgemeinschaft das Recht, eine beson- 
dere Stellung in der Sozialversicherung einzunehmen... alle 
Volksgenossen müssen gleichgestellt werden. Man muß die 
Knappe chag in die allgemeine Beichsinbalidenversicherung 
einbauen." 

Zu deutsch: Weg nit der Reichsknappschaft! Schluß mit 
den ee Seranbet und Pensionen. Die Kumpels haben zwar 
das Recht, höhere Beiträge zahlen zu dürfen, während die 
Knappschaftsversicherung zerschlagen wird und die leistungen 
abgelehnt werden. | / 

as erwarten die erpsrbeiter, nAsb% besser wird es 
den Metallarbeitern gehen. Dieser deutsche Volksgenosse Röch- 


ling, heute schon mit niedrigeren Löhnen bezahlt als die fran- 


zösischen Grubenkapitalisten ihre a Hitler an der Saar, 
das wäre eine Katastrophe für alle. Fast völlige Stillegung 
der Zechen und Hütten, das wäre die unmittelbare Folge und 
auch dem Mittelstand, den werktätigen Kleingewerbetreile nden 
ist der Ruin sicher. Niemals könnten sie mit der modernen 
deutschen Industrie und ihren Erzeugnissen konkurrieren und 
die Massennot der Arbeiter wäre auch ihr wirtschaftlicher 
Tod. Um kein Haar anders, würde es den Kleinbauern an der ° 
Saar ergehen. Das in Dcutschland bei den Kleinbauern tödlich 
gemers Erbhofgesetz würde auch sie ans Messer liefern. Die 
Leinbauern im Hochwald wissen ihren Kollegen an der Saar 
ein Liedchen zu singen, wie ihre "Rettung" durch die Eitler- 
regierung ausgesehen hat. Sie sind sant und sonders am Ver- 
hungern, erdrückt von Steuern und Zinslasten. Kein selbstän- 
giger Verkauf der Produkte mehr, alles, was mit sauren 
Schweiß erarbeitet wurde, geht an die Genossenschaften die 
in den Händen der Junker sind und diese diktieren die Preise. 
Preise, die den Kleinbauern in den Ruin treiben und ihn um 
die Früchte seiner Arbeit bringen. Das steht zwar nirgends 
in den Zeitungen der Deutschen Front geschrieben, aber auch 
die irregeleiteten Anhänger und Werktätigen der Deutschen 
ont, das werden die Pirronesen nicht verhindern können 
werden es erfahren und ihre Schlüsse daraus ziehen, Nicht 
wir sind es, Hitler, der das deutsche Volk in die Katastrophe 


3 ist es, der den Anschluß an Deutschland jetzt verhin- 
ert! 


ee In Ehrenbreitstein hat Hitler in der Erkenntnis,daß 
die Mehrheit der saarländischen Werktätigen, Feinde des Natio- 

nalsozialisnus sind, an ER daß, wenn die Stunde der 
kommen würde, er den Gegnern 


seines 


Rückgliederung ans Dritte Reic 


einrentner und Pensionäre dadurch einschüchtern zu kön- 
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seines Systems „Versöhnung" anbietet. Das kann vielleicht 
ganz gut wirken auf einige von den ewig Dummen, die nicht 
alle werden. Aber Kommunisten, Sozialisten und mit ihnen 
die werktätigen Katholiken an der Saar, sie werden sich 
auch durch solche Töne nicht auf den Leim führen lassen. 


Hitler hat schon nehr als das versprochen und nicht gehalten. 


Die anderthalbjährige Regierungszeit der Nationalsozialisten 
ist eine ununterbrochene endlose Reihe des Bruchs solcher 


Versprechungen. Solche Versprechungen sind ein reiner Schwin- 
del. Die braune Mordregierung, die nicht davor zurückschreckt, 


selbst den „lord des u a re he eines anderen lan- 
des zu organisieren, ihr Blgaben die Nerktätigen an der Saar 

picht.Die werktätigen Katholiken, die gestern wieder in der 
Bee ung lesen konnten, daß katholische Jupgar bel Ger 

wegen ihrer Zugehörigkeit zur DJK, verhaftet wur : 

scn, daß die Mörder von Probst und Klausener ihnen keine 

Garantien geben können. Anderthalb Jahre haben die Katholi- 

ken an der Saar Gelegenheit Beneht, festzustellen, wie tag- 

täglich aufs neue das abgeschlossene Konkordat mit_Füßen 

ge reten und seine Verpflichtungen wie ein Fetzen Papier von 
en Nationalsozialisten behandelt wurde. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeoröneter Hey, ich bitte zun Schluß zu kon- 
men. Ihre Redezeit ist bereits überschritten, 


Abe. Hey [KP) fortfahrend: Genau so, das wissen Sie alle, würde 
ıtler seine billigen Versprechungen von Ehrenbreitstein 
einhalten nit Arbeitemord, Konzentrationslager für Anti- 
faschisten, Katholiken und Judenverfolgung. Nur Narren kön- 
nen noch etwas auf solche Worte geben. Die nächste Unwahr- 
heit,die Hitler in Ehrenbreitstein auftischte, war die, die 
Nationalsozialisten würden im Falle einer Rückgliede an 
Hitlerdeutschland, die !Iunden der saarländischen Mirtschaft 
heilen. Angesichts der von mir hier schon dargestellten, 
Katastrophe, in die die deutsche Wirtschaft durch den Nieder- 
Bang des kapitalistischen Systems und die Herrschaft der _ 
ationalsozialisten hineingetrieben worden ist, charakteri- 
sieren sich diese Worte als ein purer Schwindel. Die braunen 
Herrscher, die die Massennot nur noch unendlich vergrößert 
haben, glauben doch wohl selbst nicht mehr so recht daran, 
mit solchen Ren noch große Massen der saarländischen Werk-- 
tätigen einwickeln zu können. _ 
| Der Anschluß an das Dritte Reich, so verkündete Nit- 
ler in Ehrenbreitstein dann weiter, würde den Frieden und da- 
mit die endgültige Verständigung mit Frankreich bringen. 
Mir Kommunisten wissen, was wir von solchen Friedensreden der 
Nationalsozialisten zu halten haben. Nach der Niederlage der 
braunen Terrorpolitik in Üsterreich, nach der Verschacherung 
Danzigs an die polnischen Inperialisten, soll umgekehrt ge- 


rade der Sieg des Nationalsozialismus an der Saar dazu dienen, 


die chauvinistische Welle in Deutschland noch eimal nit al- 
len Mitteln aufzupeitschen, Das Ingekehrte ist in Wirklich- 
keit der Fall. Der Anschluß an Hitlerdeutschland bedeutet den 
Krieg! Oder glaubt Hitler, daß die Werktätigen an Apr Naar 
verge3lich sind. Sie erinnern sich sehr gut an die Heden sei- 


ner Trabanten in denen seit Wochen und Monaten ganz offen an- 
ekündigt sind, nach der Saar komnt Elsaß-lothringen,d.h. 
er Krieg. "ozu denn sonst die wahnsinnigen Aufrüstungen zur 
gleichen 
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ggichen Stunde, in der an Selbungevoll von Frieden pri chtg 


ndem wir Kommunisten und Sozialisten an der Saar den 


f 
für den Sieg des status quo führen, führen wir den Kampf Be- 
gen den Hauptkriegstreiber in Europa, stehen wir also als 
Aeutsche Pröletarier mit unseren Brüdern im Reich Einem 
in einer Front mit den Ärbeitern aller europäischen länder 
für die Erhaltung des Friedens gegen die imperialistischen 
Kriegshetzer! | 

‚, Hitler ist nicht Deutschland! Hitler ist Faschismus 
und Krieg, die das deutsche Volk in den Abgrund treiben. Die 
deutschen Terktätigen an der Saar_vor diesem Abgrund zu be- 
wahren, das ist unsere heiligste Pflicht und die 100_000 in 

Sulzbach zeigen, daß in immer schnelleren Tempo die Zahl de- 
rer anschwillt, die entschlossen sind, mit allen Mitteln den 
Kampf für den Sieg des Status quo zu führen. Aus Hitlers Rede 
spricht die Angst. Er wendet sich an alle Deutschen und gibt 
so zu, daß die Nationalsozialisten allein niemals imstande 
sein würden, die Rückgliederung ans Reich durchzusetzen. Hin- 
ter dem Wörtchen deutsch versteckt sich seine ganze Angst vor 
den werktätigen Massen, denn die Deutschen, von denen er 
spricht,das Sind die Arbeiter, die entweder zu Hungerlöhnen 
arbeiten oder erwerbslos sind. Das ist der Mittelstand und 
die Kleingewerbetreibenden, der Kleinbauer, der untere An- 
gestellte und Beamte, die vor wirtschaftlichen Nöten nicht 
ein noch aus wissen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Hey, ich bitte jetzt zun Schluß zu 
commen. 


Abe. Hey (KP): "ir haben festgelegt, daß es auf 5 Minuten nicht an- ° 
ommt. 


Vorsitzender: Das ist nicht richtig! 


Abg. Hey(KP)fortfahrend: £s gahh an der Saar jetzt nicht um Deutsch- 
: utsche Front es behauptet, um Frankreich, 


and oder, wie die De 





es geht um die Verteidigung, Erhaltung und Vemehrung der de- | 


mokratischen Rechte und Freiheiten, sowie der Existenzbedin- 


gungen des schaffenden Volkes gegen die faschistische Konter- | 


revolution. 


(Bravo-Rufe der Konmunisten !) 
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rsitzender: Das Tort hat der Herr Abgeordnete Lieser ! 


(SP): Meine Dame und meine Herren! Zu einer Jahreszcit, 
in der alle Parlamente die Vorteile der Ferien genießen, steht 
der Landesrat des Saargebietos mit seinen Arbeiten in einer 
Hochkonjunktur, ein Beweis der Lebendigkeit einer politischen 
wegung, die wir im Saaggopiet zu_erlcben die Ihre haben. 
Zwei Tage sind seit dem 26.August 1934 verstrichen, der einc 
weltgeschichtliche Bedeutung erlangt hat und der Landesrat 
hat zwei Verordnungsentwürfe zu beraten und zu begutachten, 
die in dircktem Zusammenhang mit dieser Bewegung Stehen. Ich 
habe _von meiner Fraktion den Auftrag, die Vorlagen von der 
sachlichen Scite aus zu besprechen und zu begutachten. Dics, 
und dic weitere Tatsache, daß mein Freund Max Braun die poli- 
tische Scitc berühren wird und mit Rücksicht auf die mir zur 
va: lüpene stehenden kurzen hedezeit von nur einigen \inuten 
veranlaßt mich, nur einen Satz den politischen Betrachtungen 
meines Fraktionskollegen Braun vorauszuschicken. Ich will 
nochmals auf den Unterschied der Kundgebungen in Sulzbach 
und Koblenz hinweisen, der darin besteht: In Sulzbach haben 
an hunderttausend aufrechte Saarbewohner die Wahrheit Bet, 
ge-undsn und vertesüinh, während ungefähr die gleiche Zahl 
erängstigter, unter lerror und Druck gesetzte, teilnahnslose 
Menschen nach Koblenz geführt wurden mit der Aufforderung, 
einen Löffel mitzubringen. Nicht um damit Weisheit zu schöp- 
fen. Gott bewahre, sondern von wegen des Eintopfgerichts, 
sagte man. Aber auch das war der wahre Grund nicht, denn 
man wollte in Koblenz nichts weiter, als die "herbeigeströn- 
ten' Saarländer gehörig über den Löffel barbieren. Ob dies“ 
gelungen ist, wird der 13.Januar 1935 beweisen. Nun zur Sache 
selbst. Zu Punkt 1 der Tagesordnung liegt ein Verordnungsent- 
wurf zur Begutachtung vor, in dessen Kürze zwar nicht die 
Würze, aber unsomehr die Gefährlichkeit liegt. Nach diesen 
twurf können Druckschriften, welche eine Veröffentlichun 
enthalten, durch welche ein Staatsoberhaupt beschimpft wird, 
polizeilich beschlagnahmt und eingezogen werden. Die Vorlage 
verdankt ihren Ursprung einer Note_der deutschen HReichsregie- 
. Als getreuer Diener hat die Regierungskommission sofort 
erkannt, daß die besonderen Verhältnisse des Saargebietes cs 
erforderlich machen, fremde Staatsoberhäupter Pr Beschinp- 
fung durch die Presse zu schützen. Nirgends ist gesagt, was 
man sich unter einer Beschimpfung vorstellt. Wir haben in 
Deutschland tausende von Fällen erlebt, wo deutsche Staats- 
angehörige wegen einer hamloscn Bener ‚ wegen einer ge- 
sunden und sachlichen Kritik, weil sie als Beschimpfung des 
"Führers" ausgelegt wurde, zu monate-, ja jahrelanger Gefäng- 
nisstrafe verurtcilt wurden. Zin Staatsoberhaupt as derar- 
tiges duldet, muß schon ein schlechtes Gewissen haben. Ist 
es eine Lug, wenn die Presse Tatsachen feststellt, 
die ein Staatsoberhaupt als ceinc Beschimpfung empfindet,nur 
weil disse Tatsachen ihm unangenchn sind”? Ohne mich in eine 
ametgahe Se trachtung, zu begeben, zeigen die Beispiele, daß 
urch die Vorlage der Willkür Tür und Tor BED? Sind, die 
Vorlage eine Handhabung bietet, einseitig die antifaschisti- 
sche Fresse zu treffen und so eg 5 einseitig 
zu beeinflussen. Nehmen wir den Präsidenten des Saargebietes 
als "Staatsoberhaupt" aus - die Blätter der sog.Deutschen 
Front müßten sonst desscn Deschimpfung dauernd einge- 
zogen werden-, so würde sich die Verordnung nur gegen die 
er- 


Blätter auswirken, die noch den Wut aufbringen und die 
pflichtung haben, berechtigte Kritik an Personen zu üben, die 
as 
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als Staatsoberhäupter nicht über dem Volke stehen, sondern. 
aktiv in den rauhen politischen Tageskampf herabsteigen. Die 
Organe der sog.Deutschen Front - es sind zwar Redakteure da- 
runter, die keinen llchl daraus machen, daß sie anders denken, 
als sie schreiben müssen-, werden in Ihrer byzantinischen 
speichelleckerischen Art und Schreibweise durch die Verord- 
nüng kaum betroffen, Die deutsche Note_sprach auch von Be- 
schimpfungen toter Staatsoberhäupter. Ist es keine ee 
fung, wenn dcutsche Beamten im Saargebiet das Bild des ersten 
Reichspräsidenten Ebert, dem dieselben Beamten am Grabe nach- 
rühmten, daß er als eronet Staatsmann das deutsche Vaterland 
gerettet habe, aus Staatsbüros entfernen und es durch das Bild 
es ntaatsoberhauptes Hitler ersetzen? Eine solche Beschinp- 
Tune übersieht man gern. Ich will weiter nicht von der täg- 
lichen eninpf eutscher im Saargebiet durch das deutsche 
Staatsoberhaupt_und seiner ihm untergeordneten Urgane reden, 
nur weil diese Deutsche von einem ihnen legal gegebenen und 
durch Deutschland anerkannten Rechte Gebrauch machen, sich am 
13. Januar zu entscheiden so oder so, sondern begnüge mich 
mit der Feststellung, daß der Verordnungsentwurf in seinen 
Paas Morten soviele Fußangeln enthält und Unsicherheit aus- 
öst, daß wir ihm unsere Zustimmung nicht geben können. 
Nun noch einige Worte zur zweiten Vorlage der heuti- 
gen Tagesordnung. a We ee | 
‘ Die wirtschaftliche Krise, die, wie die letzten zwei 
Jahre in Deutschland zeigen, nicht _auf nationalen Gebiete be- 
seitigt werden kann, sondern ihre Lösung nur durch internatio- 
nale Vereinbarung einer em Wirtschaftspolitik findet, 
hat besonders den jugendlichen Arbeiter hart betroffen und 
aus dem Produktionsprozeß geschleudert. pe ei muß man wahr- 
nehmen, daß der Lehrling seine erste Arbeitsstelle nach Beendi- 
gung seiner Lehrzeit auf dem Stempelamt findet. Durch die Län- 
e der Krise sehen sich die naßgehenden Faktoren gezwungen, 
em jungen ilenschen ein he zuzuweisen, das ihn 
auf gesunder Bahn zum Wohle und Nutzen der Gesamtheit hält. 
Wer wollte an diesem Werke nicht mitarbeiten? Damit will ich 
sagen, daß auch wir keine grundsätzlichen Gegener des freiwil- 
ligen Arbeitsdienstes sind, solange dadurch nicht die Existenz 
des Einzelnen, die Existenz der Gesamtarbeiterschaft, die _ 
Existenz des Gesantvolkes gefährdet ist. Freiwilliger Arbeits- 
dienst kann, wenn er in richtiger Weise ae Fessgresdankon 
aufgebaut ist, kulturell und wirtschaftlich einem Volke die- 
nen und die Hemmungen einer Mirtschaftskrise mildern. Aber nur 
so weit kann man ein Freund der neuen Erscheinung der wirt- 
schaftlichen Krise sein. Wird diese Erscheinung selbst eine 
potit,a2he Frage, zur Lösung ange DE raoben Frage oder zur. 
>einflussung eines politischen Kampfes mißbraucht, dann muß 
mit allen Mitteln dieses unehrliche Spiel beendet werden. Die 
Vorlage, durch die dieses Ziel erreicht werden soll,stützt 
sich auf das beigegebene Material einer Beschlagnahmung der 
Deutschen Front. Die Deutsche Front fühlt sich wie immer un- 
Bu Und das ist schon gefährlich. Vielleicht ist in die- 
sem Falle eine Kritik der Deutschen Front nicht Benz unberech- 
tigt, denn die ei han Ta rnge duldet ja selbst, daß ihre 
eigenen untergeordneten Stellen - so konnte man wenigstens in 


der Presse lesen- Vermittlungsstellen für den deutschen Ar- 
beitsdienst eingerichtet hatten. Viclleicht trägt bei der Ver- 
mittl in den freiwilligen deutschen Arbeitsdienst auch die 
Unentschlossenheit der Regierungskommission, den freiwilligen 
Arbeitsdienst im Saargebiet rechtzeitig einzuführen, U 
uld, 
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Schuld. Das bereits besprochene Material, das der Vorlage 
beigegeben ist, genügt ung als Beweis, wofür und zu welchen 
Zwecke dic üerbung für den freiwilligen Arbeitsdienst im. 
Dritten Reiche gefördert wurde. Zu dieser besonderen Absicht 
noch einen weiteren Beweis. Die Regierungskommission des Saar- 
gebictes hat unter dem 8.November 1933 eine Verordnung bce- 
schlossen, welche die Richtlinien betreffend die Förderung 
freiwilliger Jugendarbeit im Saargebiet enthält, Diese Richt- 
linien können zum Vergleich des deutschen freiwilligen Ar- 
beitsdienstes nicht cimmal als ungünstig angesehen werden. 
Hier war also Gelegenheit geboten, den jungen erwerbslosen 
Menschen an der Saar ein Betätigungsgeblet zuzuweisen. Von 
dieser Einrichtung wurde aber trotzdem nur sehr wenig Gebrauch 

emacht, ein Beweis, daß man in maßgebenden Kreisen, denen 

ie Jugend so sehr am Herzen u che Pa die Absicht hat- 
te, die jungen Erwerbslosen von der Straße zu bringen.Warun 
florierte im geares hie die Förderung der freiwilligen Jugend- 
arbeit so schlecht ? Vielleicht hat ihr 3 16 der Richtlinien 
den Todesstoß versetzt, der lautet; "Das Landesarbeitsant hat 
darüber zu wachen, daß die freiwillige Jugendarbeit nicht zu 
Banoehen oder ERERTOTNERER Zwecken mißbraucht wird. 

in solcher Mißbrauch hat die Auflösung der betreffenden Ju- 

endarbeit zur Folge." Hierin liegt des Pudels Kern. Da man 

ie jungen Leute nicht zu ee oder wehrsportlichen 
Zwecken mißbrauchen kann, hat man kein Interesse_daran und 
zieht den freiwilligen Arbeitsdienst im Dritten Heich vor. 
Durch dessen Förderung glaubte man seine Absicht besser er- 
reichen zu können. Die Upfer dieses Systems sind jetzt schon 
an Binselnen und später in ihrer Gesamtheit die jungen Men- 
schen selbst. 


Die Vorlage sucht dies zu vermeiden und deshalb stim- 
men wir ihr zu. 
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Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abgeordnete Braun! 


Abg. Braun (SP): Meine Dame und meine Herren! Zur ersten Vorlage 
möchte ich sagen, daß man es bedauern kann, daß die soge- 
nannte fremdländische Regierungskommission zum Schutze des 
Hau ss chen Staatsoberhauptes aeranpenalt werden muß,dessen 

aten die Wahrheit zu fürchten haben. Das war früher anders. 
Das haben wir in den verflossenen, so viel geschmähten 
Jahren der Republik nicht gekannt. Die Taten dieser Kepu- 
blik hatten nicht notwendig, durch Verordnungen der Regie- 
rungskonmission geschützt zu werden. Das bleibt der glor- | 
reichen Despotie des Dritten Reiches vorbehalten. Aber selbst 
wenn die Verordnung der Regierungskommission uns den Nund 
verstopfen wollte, es gilt immer noch das Wort, daß das 
Terk der Spiegel des Mannes ist, und seine Taten nach 1 72 
ähriger Regierungstätigkeit, sprechen eine bedenklichere 
prache, als das Schärfste Pamphlet enthalten könnte. Ich 
würde das Erbe dieses Mannes nöch verfluchen, wenn er 
längst von_der Do Gasen Bühne abgetreten sein wird. Es 
ist nicht leicht für die Presse, zu wissen, was man unter 
Beleidigung des deutschen Staatsoberhauptes versteht. Die 
angesehene englische Zeitung "The Times” hat vorgestern 
festgestellt,daß die Nazis und ihr Führer Hitler sich schon 
beleidigt fühlen, wenn nan sie nicht bewundert, und dazu 
reicht es an der Saar nicht._Ich darf viclleicht Herrn _ 
Staatskomnissar bitten, die Regierungskommission noch ein- 
mal mit allen Nachdruck darauf aufmerksam zu machen, daß 
alle antifaschistischen Zeitungen im Dritten Heich verboten 7 
sind, während den meisten Zeitungen des Dritten Reiches un- | 
enSert en} ins Saargebiet gerpange wird. Diese zwei- | 
ellos parteiische Handhabe bedarf der Abänderung. Wir wei- |} 
sen noch mit allem Nachdruck darauf hin,Herr Staatskommissar, I 
daß jeden Tag Be en der Hitlergegner an | 
der Saar sowohl durch Mitglieder der Reichsregierung, "wie, 
durch den hitleramtlichen deutschen Rundfunk, wie durch die 
von Goebbels kontrollierte Hitlerpresse, wie_durch Versamn- 
lungen,Reden usw. erfolgen. Auch da wäre es Pflicht der “e- |] 
ei rer mit allen Mitteln dafür zu sorgen, dad | 
ier Abhilfe el he wird: 
In dem Zusammenhang möchte ich einen Fall heraus- ? 
reifen aus der Knutenpolitik des Dritten Heiches. Der Herr 
eichskanzler des Dritten Reiches, der Keichsführer oder 
Parteiführer hat in Ehrenbreitstein den Ausdruck geprägt, 
aß alle Leute, die gegen ihn stehen, Judasse sind. Wir 
machen darauf aufmerksam, daß der Versailler Friedensver- 
trag, den Deutschland unterschrieben hat, und den der Nerr 
Hitler durch seine Unterschrift unter den Yiezmäghbepait 
nochmals ausdrücklich bestätigt hat, daß dieser Friedens- 
vertrag alle Meinungen an der Saar, soweit sie dem Friedens- # 
vertrag entsprachen, ausdrücklich unter seinen Schutz stellt, # 
und daß jede Beschimpfung einer anderen Auffassung an der | 
Saar als der llitleramtlichen, zweifellos gegen den Friedens- 
vertrag verstößt. Aber auch das Abkommen vom Mai dieses 
Jahres ist_von dem NER IOE ODE DE RAUS FEZEER des Dritten Hei- 
ches, von Lersner, unterschrieben worden und ich betone 
nochmals, cdaß wir uns diese vn aus ha in die Saarabstim- 
mung nicht gefallen lassen. Ich protestiere dagegen, daß 
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uns notorische \örder, Brandstifter, verbrecherische Psycho- 
pathen, Lügner und Verleumder Judasse nennen können. 
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- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Braun, ich rufe Sie zur Ordnung! 


Abe. Braun (SP): Sie haben recht Herr Präsident, aber die Behaup- 


tung bleibt doch die Wahrheit. L 
Zum zweiten Punkt der Tagesordnung habe ich meiner 
Verwunderung darüber Ausdruck zu geben, daß von den hier 
als Zentrumsvertreter gewählten 14 Katholiken der ehemali- 
gen Zentrunsfraktion niemand Protest erhoben hat ger n die 
rm gi Verhöhnung, die in den Dokumenten des _Frei- 
willigen Arbeitsdienstes gegen die Katholiken erfolgt ist. 
Tir'nehmen das ad notam, wie So manches, das uns immer, 
unverständlich bleibt von Seiten gewisser Leute. Aber in- 
teressant war die Feststellung des Redners der Braunen 
Front, daß auch künftig die Saarländer den Weg zun Frei- 
willigen Arbeitsdienst im Dritten Reich finden werden. 
Wir machen mit allem Nachdruck auf diese besonders gute 
Beachtung saarländischer Vorschriften aufmerksam seitens 
be Leute, die im selben Atemzug hier erklären, daß es 
ei ihnen keine Übertretung der Gesetze gibt. Auch ist 
festzustellen, daß die Dokumente den Nachweis erbracht 
haben, daß genau wie im Falle Üsterreich, jenseits der 
kn. Zone nun auch eine Saarlegion für dıe lerrorisie- 
rung der »aarländer ausgebildet ist und zu diesem Zwecke 
bereitgestellt wird. Ich nöchte hier nochmals mit allen 
Nachdruck auf den zunehmenden Terror der Deutschen Front 
an der Saar aufmerksam machen. Wir haben die Tränengasbon- 
ben-Anschläge in Sulzbach erlebt, das sind die Früchte 


dieser ee irn yo dieses hitlerischen Arbeitsdienstes. 


Wir haben heute die Beschimpfung des Paters Dörr erlebt, 
und ich möchte lerm Pfarrer Wilhelm nur sagen, wenn er 
den Mann für nicht recht gescheit hält, begreife ich nicht, 
warum die meisten katholischen Geistlichen des Saargebie- 
tes die Auffassung des Pastors Dörr teilen. 


(Zuruf des Abg. Tilheln(DF): Das ist ja Quatsch! ) 


(Zuruf des Abg. Kiefer(DF): Sie haben es :. cht notwen- 
dig sich als Anwalt und Vertreter der Katholiken auf- 
zuspielen! 


Ich gebe nur meiner leben ie darüber Ausdruck, daß ein 
Geistlicher einen anderen Meistlichen als nicht recht ge- 
scheit bezeichnet hat. Ich will nicht in den Ton verfallen, 
wie einzelne leute, ich will hier nur zeigen, wie hoch wir 
die politische und theologische Ignoranz gewisser Leute 

in diesem Hause einschätzen. | 

Ich habe einen weiteren Fall des Terrors noch hin- 
Farnfünen, das ist die dauernde Lokal-Abtreibung im Saarge- 
biet. &s ist so, daß tausende von Saarländern kein lokal 
bekomnen können, nicht, weil die Wirte nicht bereit sind, 
sondern weil sie sich weigern aus Furcht vor Vergeltungs- 
maßregeln nach 1935 und ähnlicher Maßnahmen, die organi- 
siert von der Deutschen Front durchgeführt werden, daß die- 
se Leute heute ohne Versamnlungslokal sind. Wie unter sol- 
chen Umständen eine freie und unbeeinflußte Abstimmung mög- 


lich sein soll, ist nir ein Rätsel. Man braucht sich cat | 


zu wundern, wenn in der heutigen Sitzung der Sprecher der 
Deutschen Front mit 1935 nit der Rückgliederung droht. 
Er hat zesat, nur noch 133 lage. Das kann er nicht wider- 
legen. Ich wundere mich, daß er vom Präsidenten keinen 
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keinen PEURUDEBEUE bekomnen hat. Aber das entspricht der gan- 
zen Mentalität der Deutschen Front, daß in der Form vorge- 
sangen wird, ren 

ch habe auch namens der Einheitsfront des Saargebie- 
tes aufs schärfste Protest zu_erheben gegen die inner noch 
anhaltenden Verhaftungen von »aarländern im Dritten Heich. 
Insbesondere weise ich darauf hin, daß in den letzten Tagen 
der Vorsitzende unserer Ortsgruppe in Außen, der im Saarge- 
biet geboren und abstinnungsberechtiet ist, im Dritten deich 
beim Besuch eines Verwandten verhaftet worden ist. Ich bitte 
den Herrn Staatskonmissar und die Abstinnungskonnission, mit 
allen Mitteln darauf zu wirken, daß derartige Verhaftungen 
vermieden werden, und daß die freie und unbeeinflußte Abstin- 
mung gewährleistet wird. Auch von Seiten des Völkerbundes auß 
gegen derartige Dinge vorgegangen werden. 

Ich darf darauf hinweisen, daß aus authentischen be- 
richten uns bekannt ist, daß für dıe leilnahne in Ehrenbreit- 
stein in bestimmten Betrieben des Saargebietes den Arbeitern 
die ZU Franken vom Lohn abgezogen worden sind. Wir erheben 
gegen diesc Art der Becinflussung abstimnungsberechtigter 
vaarländer von disser Stelle aus scharfen Protest. Überdeu 
darf ich sagen, daß mit der zunehmenden Aussichtslosigkcit 
cines Hitlersieges an der Saar, das hat am stärksten die 
Kundgebung in Sulzbach bewiesen, cine Verschärfung diescs 
Terrors zu erwarten ist, und ich wcise auch von dieser Stel- 
le aus nit allem „!achdruck den Völkerbund auf die Putschge- 


fahr hin, und ich weise hin auf die Gefahr politischer Streiks, 


die nur in Scene gesetzt werden, um den Abstinnungskampf po- 
litisch auszuwerten. Ich weise darauf hin, daß durch alle 
Provokationen versucht wird, die Freiheit und die unbeein- 
flußte ungehinderte Abstinnung zu gefährden, und wir ver- 
ag Ye endlich durchgreifende und ausreichende \aßnahnmen, 

um die im Friedensvertrag uns garantierte Abstimmung zu ge- 
währleisten. 


Vorsitzender: Ich schließe die Sitzung ( 11 Uhr 40 Minuten)! 
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